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Auf Grund von Art. 13 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit Art. 64 Abs. 1 des Bayeri-
schen Hochschulgesetzes (BayHSchG) erlässt die Ludwig-Maximilians-Universität 
München folgende Satzung: 
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I. Allgemeines 
 

§ 1 
Promotion 

 
(1) Die Sozialwissenschaftliche Fakultät verleiht für die Ludwig-Maximilians-
Universität München den Grad einer Doktorin oder eines Doktors der Sozialwissen-
schaft („doctor rerum socialium“ = „Dr.in rer. soc.“ oder „Dr. rer. soc.“). 
 
(2) Die Promotion dient dem Nachweis der Befähigung zu vertiefter wissenschaftli-
cher Arbeit. 
 
(3) Die Promotion beruht auf einer selbstständigen wissenschaftlichen Arbeit (Disser-
tation) und einer mündlichen Prüfung (Disputation). 
 
(4) 1Dissertation und Disputation (Doktorprüfung) sind in demselben Promotionsfach 
abzulegen. 2Das Thema der Dissertation ist aus der Kommunikationswissenschaft, 
Politikwissenschaft oder Soziologie zu wählen.  
 
(5) Der in Abs. 1 genannte Doktorgrad kann auch zusammen mit einer ausländi-
schen Universität bzw. Fakultät auf Grund eines nach Maßgabe des Anhangs 1 ge-
meinsam durchgeführten Promotionsverfahrens verliehen werden. 
 
(6) Die Sozialwissenschaftliche Fakultät kann für die Ludwig-Maximilians-Universität 
München für besondere Verdienste um die Wissenschaft den akademischen Grad 
eines „doctor rerum socialium honoris causa“ („Dr.in rer. soc. h. c.“ oder „Dr. rer. soc. 
h. c.“) verleihen (§ 19). 
 

§ 2 
Promotionsausschuss 

 
(1) 1Der Promotionsausschuss besteht aus drei hauptberuflichen (Junior-) Professo-
rinnen oder (Junior-) Professoren der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Ludwig-
Maximilians-Universität München. 2Für jedes der in § 1 Abs. 4 Satz 2 genannten 
Promotionsfächer bestellt der Fakultätsrat der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der 
Ludwig-Maximilians-Universität München jeweils ein Mitglied. 3Weiterhin bestellt der 
Fakultätsrat der Sozialwissenschaftlichen Fakultät ein mindestens promoviertes Mit-
glied des akademischen Mittelbaus mit beratender Stimme. 4Die Amtszeit der Mit-
glieder des Promotionsausschusses beträgt zwei Jahre. 5Wiederbestellung ist zu-
lässig. 
 
(2) 1Die Mitglieder des Promotionsausschusses bestellen aus ihrer Mitte eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden sowie deren oder dessen Stellvertreterin oder Stell-
vertreter. 2Die Amtszeit der oder des Vorsitzenden und der Stellvertreterin oder des 
Stellvertreters beträgt zwei Jahre. 
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(3) 1Die Mitglieder des Promotionsausschusses sind verpflichtet, an den Sitzungen 
und Abstimmungen teilzunehmen. 2Alle Mitglieder des Promotionsausschusses sind 
gleichberechtigt. 3Sie sind in der Ausübung ihres Stimmrechts an Weisungen und 
Aufträge nicht gebunden. 4Der Ausschluss eines Mitglieds des Promotionsausschus-
ses von Beratung und Abstimmung im Promotionsausschuss und von einer Prü-
fungstätigkeit bestimmt sich nach Art. 41 Abs. 2 BayHSchG. 
 
(4) 1Der Promotionsausschuss beschließt in Sitzungen. 2In geeigneten, unaufschieb-
baren Fällen, in denen die Ladungsfrist gemäß Abs. 5 Satz 4 nicht abgewartet wer-
den kann, kann ein Beschluss ausnahmsweise im Wege des Umlaufverfahrens her-
beigeführt werden. 
 
(5) 1Der Promotionsausschuss wird von seiner oder seinem Vorsitzenden einberufen 
und geleitet. 2Er ist verpflichtet, auf Verlangen der Hochschulleitung zusammenzutre-
ten, erforderlichenfalls auch kurzfristig. 3Der Promotionsausschuss tritt im Bedarfsfall 
auch während der vorlesungsfreien Zeit zusammen. 4Zu den Sitzungen des Promoti-
onsausschusses wird spätestens eine Woche vor der Sitzung, in der vorlesungsfrei-
en Zeit spätestens zwei Wochen vor der Sitzung schriftlich unter Beifügung der Ta-
gesordnung geladen; eine Ladung per E-Mail ist zulässig. 5Die oder der Vorsitzende 
ist verpflichtet, auf Verlangen eines Drittels der Mitglieder innerhalb von zwei Wo-
chen unter Angabe der Tagesordnung zu einer Sitzung zu laden. 6Maßgebend für die 
Ladungsfrist ist die Absendung der Ladung.  
 
(6) Die Hochschulleitung kann vom Promotionsausschuss die Behandlung bestimm-
ter Angelegenheiten verlangen. 
 
(7) 1Der Promotionsausschuss ist beschlussfähig, wenn 
 
1. sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und 
2. die Mehrheit der Mitglieder 
 
 a) anwesend und 
 b) stimmberechtigt 
 
ist. 2Wird der Promotionsausschuss zum zweiten Mal zur Verhandlung über densel-
ben Gegenstand zusammengerufen, weil er das erste Mal beschlussunfähig war, ist 
er ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Stimmberechtigten beschlussfähig; 
bei der zweiten Einladung ist auf diese Bestimmung hinzuweisen. 3Die Sitzung soll 
nicht vor Ablauf von einer Woche stattfinden; Abs. 5 Satz 4 Halbsatz 1 findet in die-
sem Fall keine Anwendung. 
 
(8) 1Der Promotionsausschuss beschließt mit der Mehrzahl der abgegebenen Stim-
men. 2Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Aus-
schlag. 3Stimmenthaltung, geheime Abstimmung und Stimmrechtsübertragung sind 
nicht zulässig. 
 
(9) Der Promotionsausschuss tagt nicht öffentlich. 
 
(10) Der Promotionsausschuss ist zuständig, soweit diese Promotionsordnung keine 
anderen Zuständigkeiten begründet. 
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(11) 1Der Promotionsausschuss kann in widerruflicher Weise die Erledigung von be-
stimmten Aufgaben auf die oder den Vorsitzenden des Promotionsausschusses, de-
ren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter sowie das Prüfungsamt übertra-
gen. 2Im Übrigen ist die oder der Vorsitzende des Promotionsausschusses befugt, 
trotz Abs. 4 Satz 2 unaufschiebbare Entscheidungen anstelle des Promotionsaus-
schusses allein zu treffen; hierüber hat sie oder er den Promotionsausschuss unver-
züglich zu informieren.  
 
(12) Der Promotionsausschuss soll sich eine Geschäftsordnung geben. 
 
(13) Die Mitglieder des Promotionsausschusses haben das Recht, den Prüfungen 
beizuwohnen. 
 
(14) Das Prüfungsamt erfasst und pflegt die nach dem Hochschulstatistikgesetz vom 
2. November 1990 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Juni 
2005 (BGBl. I S. 1860), in der jeweils geltenden Fassung zum angegebenen Stichtag 
für die Promovierenden zu erhebenden Merkmale und übermittelt sie an das Bayeri-
sche Landesamt für Statistik. 
 

II. Beginn des Promotionsverfahrens 
 

§ 3 
Annahme als Doktorandin oder Doktorand 

 
(1) Bewerberinnen und Bewerber können unter folgenden Voraussetzungen als Dok-
torandinnen oder Doktoranden angenommen werden: 
 
1. Die Bewerberin oder der Bewerber muss über eine Betreuungsvereinbarung mit 

zwei zur Betreuung von Promotionen berechtigten Personen verfügen (§ 4).  
 
2. Die Bewerberin oder der Bewerber muss die Zugangsvoraussetzungen zur 

Promotion (§ 5) erfüllen. 
 
(2) 1Mit dem Antrag auf Annahme als Doktorandin oder als Doktorand sind folgende 
Unterlagen vorzulegen: 
 
1. eine Betreuungsvereinbarung, die nicht älter als drei Monate sein darf 
 
2. Zeugnisse und Nachweise über eine Zugangsberechtigung zur Promotion (§ 5) 
 
3. Lebenslauf. 2Darin ist der oder sind die absolvierten Studiengänge darzustellen. 

3Die für diese erteilten Abschlussdokumente sind vorzulegen. 
 
4. Erklärung über früher bestandene oder nicht bestandene akademische Prüfun-

gen unter Angabe der betreffenden Hochschule sowie von Thema, Ort und 
Zeitpunkt der Prüfung 
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5. Erklärung, dass der Bewerberin oder dem Bewerber bekannt ist, dass unzutref-
fende oder unvollständige Angaben im Promotionsverfahren Sanktionen nach 
sich ziehen können, neben weitergehenden Sanktionen insbesondere das Pro-
motionsverhältnis rückwirkend aufgehoben werden kann und das Promotions-
verfahren damit als gescheitert gilt  

 
2Soll die Dissertation weder in deutscher noch in englischer Sprache verfasst werden 
(§ 9 Abs. 3), ist ein entsprechender Antrag zu stellen. 
 
(3) 1Über die Annahme als Doktorandin oder als Doktorand entscheidet der Promoti-
onsausschuss. 2Ausschlaggebend ist dabei, ob eine hinreichende Aussicht auf einen 
erfolgreichen Abschluss des Promotionsverfahrens besteht. 3Mit der Annahme erfolgt 
die Eintragung der Doktorandin oder des Doktoranden in das Doktoratsverzeichnis 
der Fakultät. 
 
(4) Die Annahme als Doktorandin oder als Doktorand ist zu versagen, wenn 
 
1. die Unterlagen unvollständig oder unrichtig sind oder 
 
2. die Zugangsvoraussetzungen nicht erfüllt sind oder 
 
3. die Bewerberin oder der Bewerber unwürdig zur Führung des Doktorgrades im 

Sinne des Art. 69 BayHSchG ist. 
 
(5) Die Annahme oder Ablehnung als Doktorandin oder als Doktorand wird der Be-
werberin oder dem Bewerber durch einen mit einer Rechtsbehelfsbelehrung verse-
henen Bescheid mitgeteilt. 
 

§ 4 
Betreuungsvereinbarung 

 
(1) 1In einer Betreuungsvereinbarung verpflichten sich zwei betreuungsberechtigte 
Personen, die Bewerberin oder den Bewerber bei der Anfertigung einer Promotion 
für eine bestimmte Dauer, in der Regel drei Jahre, zu betreuen. 2Eine der betreuen-
den Personen übernimmt die Erstbetreuung.  
 
(2) 1Eine Betreuungsvereinbarung enthält folgende Festlegungen: 
 
1. Angaben zu der Doktorandin oder dem Doktoranden und den Betreuenden  
 
2. vorläufiger Arbeits- und Zeitplan 
 
3. Vereinbarung über die im Rahmen des Promotionsvorhabens zu erbringenden 

Leistungen 
 
4. Angaben, wie oft und in welchem Rahmen die Doktorandin oder der Doktorand 

ihre oder seine Arbeitsschritte vorstellt 
 
5. Angaben zu Frequenz, Vorbereitung, Ablauf und Dokumentierung von Betreu-
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ungsgesprächen 
 
6. Verpflichtung zur Einhaltung der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis (Richt-

linien der Ludwig-Maximilians-Universität München zur Selbstkontrolle in der 
Wissenschaft vom 16. Mai 2002, zuletzt geändert durch Beschluss vom 
30. September 2014 in der jeweils geltenden Fassung). 

 
2Werden diese Festlegungen nicht erfüllt, kann die Betreuungsvereinbarung Sanktio-
nen, namentlich die Beendigung des Promotionsverhältnisses vorsehen.  
 
(3) 1Erstbetreuende oder Erstbetreuender kann nur eine in § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2, 
6 oder 7 genannte Person der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Ludwig-
Maximilians-Universität München sein. 2Eine Person, welche die in Satz 1 genannte 
Anforderung nicht erfüllt, kann nur dann Erstbetreuende oder Erstbetreuender sein, 
wenn der Fakultätsrat der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Ludwig-Maximilians-
Universität München und der Promotionsausschuss dem zustimmen. 3Sowohl der 
Fakultätsrat als auch der Promotionsausschuss können ihre Zustimmung insbeson-
dere unter der Bedingung erteilen, dass eine weitere Betreuungsperson, welche die 
Anforderungen des Satzes 1 erfüllt, bestimmt wird.  
 
(4) Betreuungsvereinbarungen müssen diese Promotionsordnung sowie alle anderen 
Rechtsvorschriften einhalten und dürfen keine in dieser Promotionsordnung nicht 
ausdrücklich vorgesehenen Pflichten begründen oder Festlegungen treffen. 

§ 5 
Zugangsvoraussetzungen 

 
(1) 1Für den Zugang zur Promotion ist ein erfolgreich abgeschlossenes Studium ei-
nes der sozialwissenschaftlichen Promotionsfächer oder der Abschluss eines gleich-
wertigen Studiums aus dem Inland oder Ausland  
 
1. in einem Diplom- oder Magisterstudiengang mit einer Regelstudienzeit von 

mindestens neun Semestern im Vollzeitstudium und einer schriftlichen Ab-
schlussarbeit an einer Universität oder einer vergleichbaren Hochschule, wobei 
der Abschluss mindestens mit der Gesamtnote 2,50 bestanden worden sein 
muss;  

 
2. in einem Lehramtsstudiengang an einer Universität oder einer vergleichbaren 

Hochschule, wobei die Erste Lehramtsprüfung mindestens mit der Gesamtnote 
2,50 bestanden worden sein muss;  

 
3. in einem Masterstudiengang an einer Universität, Fachhochschule oder einer 

vergleichbaren Hochschule, wobei der Masterabschluss mindestens mit der 
Endnote 2,50 bestanden worden sein muss  

 
nachzuweisen. 2Bei ausländischen Studienabschlüssen gilt regelmäßig die Umrech-
nung nach der Modifizierten bayerischen Formel zur Umrechnung ausländischer Prü-
fungsleistungen; das Ergebnis wird zur nächstliegenden deutschen Note gerundet.  
 
(2) 1Absolventinnen und Absolventen eines unter Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 genann-
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ten Studiengangs, die im Abschluss nicht die Gesamtnote 2,50 erreicht haben, kön-
nen vorläufig zur Promotion zugelassen werden, wenn  
 
1. dies von zwei betreuungsberechtigten Personen übereinstimmend beantragt 

wird und  
 
2. während des Promotionsverhältnisses im Sinn von § 6 Prüfungsleistungen nach 

Vorschlag der Betreuerinnen oder Betreuer im Umfang zwischen 15 und 
30 ECTS-Punkten erbracht werden.  

 
2Wenn die während des Promotionsverhältnisses zu erbringenden Prüfungsleistun-
gen gemäß Satz 1 Nr. 2 nach spätestens zwei Semestern bei einer Zwischenevalua-
tion durch die Betreuerinnen oder Betreuer nicht nachgewiesen und dem Promoti-
onsausschuss mitgeteilt werden, endet das Promotionsverhältnis.  
 
(3) 1Ein Promotionsverfahren im beantragten Promotionsfach darf nicht endgültig 
nicht bestanden sein. 2Es darf auch kein Promotionsverfahren im beantragten Pro-
motionsfach erfolgreich abgeschlossen sein.  
 

§ 6 
Promotionsverhältnis 

 
(1) 1Das Promotionsverhältnis beginnt mit der Annahme als Doktorandin oder Dokto-
rand und endet mit dem Abschluss des Promotionsverfahrens, in der Regel drei Jah-
re nach Beginn. 2An dem Promotionsverhältnis beteiligt sind die Doktorandin oder 
der Doktorand, die Betreuungspersonen, der Promotionsausschuss und die Sozial-
wissenschaftliche Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München. 
 
(2) Ein Promotionsverfahren kann ohne Promotionsverhältnis weder begonnen noch 
fortgeführt werden. 
 
(3) 1Das Promotionsverhältnis kann im letzten Vierteljahr seiner Dauer, in der Regel 
um ein Jahr, über seinen Ablauf hinaus verlängert werden, wenn eine hinreichende 
Aussicht auf einen erfolgreichen Abschluss des Promotionsverfahrens besteht. 2In 
ihrem oder seinem Verlängerungsantrag berichtet die Doktorandin oder der Dokto-
rand schriftlich über den Fortschritt der Dissertation und bzw. oder der Veröffentli-
chung. 3Die Betreuenden nehmen dazu Stellung, ob weiterhin eine hinreichende 
Aussicht auf einen erfolgreichen Abschluss des Promotionsverfahrens besteht. 4Der 
Bericht nach Satz 2 und die Stellungnahmen nach Satz 3 werden dem Promotions-
ausschuss vorgelegt und sind Bestandteil der Promotionsakte. 5Mehrfache Verlänge-
rungen sind unter den Voraussetzungen der Sätze 1 bis 4 möglich. 
 

§ 7 
Betreuungs- / Prüfungsberechtigung 

 
(1) 1Betreuungs- und prüfungsberechtigt sind nur Personen, die selbst mindestens 
die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen 
und  
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1. hauptberufliche Professorinnen oder Professoren (Art. 62 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 

BayHSchG, Art. 2 Abs. 3 Satz 1, Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayHSchPG) oder  
 
2. hauptberufliche Juniorprofessorinnen oder Juniorprofessoren (Art. 62 Abs. 1 

Satz 2 Nr. 1 BayHSchG, Art. 2 Abs. 3 Satz 1, Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BayHSchPG) 
oder 

 
3. nebenberufliche Honorarprofessorinnen oder Honorarprofessoren (Art. 62 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BayHSchG, Art. 2 Abs. 3 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 BayHSchPG) 
oder 

 
4. nebenberufliche Privatdozentinnen oder Privatdozenten (Art. 62 Abs. 1 Satz 2 

Nr. 1 BayHSchG, Art. 2 Abs. 3 Satz 1, Abs. 2 Nr. 2 BayHSchPG) oder 
 
5. nebenberufliche außerplanmäßige Professorinnen und Professoren (Art. 62 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BayHSchG, Art. 2 Abs. 3 Satz 1, Abs. 2 Nr. 2 BayHSchPG) 
oder 

 
6. entpflichtete Professorinnen und Professoren (Art 62 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BayH-

SchG) oder 
 
7. Professorinnen und Professoren im Ruhestand (Art. 62 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 

BayHSchG, § 1 Abs. 1 Satz 2, § 4 Satz 1, § 2 Abs. 1 Nr. 1 HSchPrüferV) oder 
 
8. in der Regel hauptberufliche, ausnahmsweise auch besonders qualifizierte ne-

benberufliche wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen (Art. 19 bis 22 BayHSchPG) mit Ausnahme der wissenschaftlichen Hilfs-
kräfte (Art  33 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit Art. 22 Abs  2 BayHSchPG), 
wenn sie in dem Prüfungsfach eine selbstständige Unterrichtstätigkeit von min-
destens einem Jahr an einer Universität ausgeübt haben und wenn sie als Ha-
bilitandinnen oder Habilitanden angenommen wurden (Art. 65 Abs. 2 Sätze 1 
und 2 BayHSchG) und ihnen die selbstständige Wahrnehmung von Aufgaben in 
Forschung und Lehre übertragen wurde (Art. 62 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BayHSchG, 
§ 1 Abs. 1 Satz 2, § 4 Satz 2, § 2 Abs. 1 Nr. 2, § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 HSchPrü-
ferV) oder 

 
9. in der Regel hauptberufliche, ausnahmsweise auch besonders qualifizierte ne-

benberufliche wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter (Art. 19 bis 22 BayHSchPG) mit Ausnahme der wissenschaftlichen Hilfs-
kräfte (Art  33 Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit Art. 22 Abs  2 BayHSchPG), 
wenn sie in dem Prüfungsfach eine selbstständige Unterrichtstätigkeit von min-
destens einem Jahr an einer Universität ausgeübt haben in begründeten Fällen 
ausnahmsweise auch dann, wenn sie nicht als Habilitandinnen oder Habilitan-
den angenommen wurden (Art. 65 Abs. 2 Sätze 1 und 2 BayHSchG) und bzw. 
oder ihnen nicht die selbstständige Wahrnehmung von Aufgaben in Forschung 
und Lehre übertragen wurde (Art. 62 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BayHSchG, § 1 Abs. 1 
Satz 2, § 4 Sätze 2 und 3, § 2 Abs. 1 Nr. 2, § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 HSchPrü-
ferV) 
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sind. 2Die in Satz 1 Nrn. 8 und 9 genannten Personen sind nur dann betreuungs- und 
prüfungsberechtigt, wenn der Fakultätsrat der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der 
Ludwig-Maximilians-Universität München und der Promotionsausschuss dem zu-
stimmen. 
 
(2) 1Eine oder einer der Betreuenden muss zu Beginn des Promotionsverhältnisses 
Mitglied der Ludwig-Maximilians-Universität München sein. 2Sie oder er muss der 
Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München und 
dem Fach zugeordnet sein, aus dem das Dissertationsthema kommt. 3Endet die Mit-
gliedschaft der oder des einzigen Betreuenden, welche oder welcher die Anforderun-
gen der Sätze 1 und 2 erfüllt, kann der Promotionsausschuss die Fortführung der 
Betreuung gestatten, wenn die Doktorandin oder der Doktorand und die Betreuenden 
damit einverstanden sind. 4Nach dem Ende der Mitgliedschaft kann die Betreuung 
höchstens für fünf Jahre fortgeführt werden. 
 
(3) Professorinnen und Professoren einer Fachhochschule sind betreuungs- und 
bzw. oder prüfungsberechtigt, wenn ein Kooperationsvertrag besteht und der Promo-
tionsausschuss zustimmt.  
 

III. Doktorprüfung 
 

§ 8 
Zulassung zur Promotionsprüfung 

 
(1) Mit dem Antrag auf Zulassung zur Promotionsprüfung sind folgende Unterlagen 
vorzulegen: 
 
1. Nachweis über ein seit mindestens einem Jahr bestehendes Promotionsver-

hältnis nach § 6 
 
2. eine Erklärung der Doktorandin oder des Doktoranden darüber, ob und wie die 

in der Betreuungsvereinbarung geregelten Pflichten und getroffenen Festlegun-
gen erfüllt wurden 

 
3. aktuelle Versionen der unter § 3 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 bis 5 genannten Doku-

mente und Erklärungen  
 
4. Erklärung, ob die Bewerberin oder der Bewerber Kenntnis über ein strafrechtli-

ches Ermittlungsverfahren gegen sie oder ihn hat 
 
5. ein amtliches Führungszeugnis und bzw. oder bei ausländischen Bewerberin-

nen und Bewerbern eine entsprechende Bescheinigung der zuständigen Be-
hörde. 2Das amtliche Führungszeugnis und bzw. oder eine entsprechende Be-
scheinigung dürfen nicht älter als drei Monate sein. 

 
6. eine Versicherung an Eides statt über die Eigenständigkeit der erbrachten wis-

senschaftlichen Leistungen 
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7. drei gebundene Exemplare der Dissertation. 2Der Promotionsausschuss kann 
allgemein oder im Einzelfall verlangen, dass die Dissertation zusätzlich in elekt-
ronischer Form abgegeben wird und hierfür technische Anforderungen festle-
gen.  

 
(2) 1§ 3 Abs. 3 bis 5 gelten entsprechend. 2Der Promotionsausschuss entscheidet 
umgehend über den Antrag auf Zulassung zur Promotionsprüfung. 
 
(4) Der Antrag auf Zulassung zur Promotionsprüfung kann nur zurückgenommen 
werden, wenn der Doktorandin oder dem Doktoranden weder eine ablehnende Ent-
scheidung über die Dissertation zugegangen ist noch die Disputation begonnen hat. 
 

§ 9 
Dissertation 

 
(1) 1Die Doktorandinnen und Doktoranden haben eine selbstständige wissenschaftli-
che Arbeit (Dissertation) zu erbringen. 2Die Dissertation besteht aus einer Dissertati-
onsschrift oder aus mehreren Aufsätzen (kumulative Dissertation). 3Eine kumulative 
Dissertation ist möglich, wenn die Anforderungen denen einer Dissertationsschrift 
gleichen. 4Art und Umfang der Leistungen der Dissertationsschrift bzw. der kumulati-
ven Dissertation werden in der Betreuungsvereinbarung festgelegt. 
 
(2) 1Die Dissertation muss als druckfertiges Manuskript in Größe DIN A 4 in drei 
Exemplaren vorgelegt werden. 2Sie muss fest gebunden und paginiert sein sowie ein 
Inhalts- und Literaturverzeichnis enthalten. 3Es ist gestattet, der Dissertation oder der 
sie begleitenden wissenschaftlichen Dokumentation Zusätze beizufügen, die nicht zum 
Druck bestimmt und als solche gekennzeichnet sind.  
 
(3) 1Die Dissertation ist in deutscher oder englischer Sprache abzufassen. 2Auf Antrag 
der Doktorandin oder des Doktoranden kann der Promotionsausschuss im Benehmen 
mit den Betreuungspersonen die Abfassung der Dissertation in einer anderen als den in 
Satz 1 genannten Sprachen gestatten. 3Wird die Dissertation nicht in deutscher Spra-
che verfasst, ist eine deutschsprachige Zusammenfassung einzureichen. 
 

§ 10 
Beurteilung der Dissertation 

 
(1) 1Über die Dissertation werden vom Promotionsausschuss mindestens zwei Gut-
achten eingeholt, die von nach § 7 Abs. 1 prüfungsberechtigten Personen erstellt 
werden. 2In der Regel werden die Betreuenden als Gutachterinnen und bzw. oder 
Gutachter bestellt. 
 
(2) Die oder der Vorsitzende des Promotionsausschusses legt die Dissertation einer 
Erstgutachterin oder einem Erstgutachter und einer Zweitgutachterin oder einem 
Zweitgutachter zur schriftlichen Beurteilung vor. 
 
(3) 1Sowohl die Erstgutachterin oder der Erstgutachter als auch die Zweitgutachterin 
oder der Zweitgutachter erstellen innerhalb von zehn Wochen nach der Einreichung 
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der Dissertation je ein Gutachten. 2Jedes Gutachten muss die Annahme oder die 
Ablehnung der Dissertation vorschlagen. 3Wird die Annahme der Dissertation vorge-
schlagen, so ist die Bewertung in einer der folgenden Noten zusammenzufassen:  
 

summa cum laude = ausgezeichnet (0,5) 
magna cum laude = sehr gut (1) 
cum laude = gut (2) 
rite = genügend (3) 

 
(4) 1Rechtfertigen die Mängel der Dissertation weder eine Ablehnung der Dissertation 
noch eine Rückgabe zur Umarbeitung, kann sowohl die Erstgutachterin oder der 
Erstgutachter als auch die Zweitgutachterin oder der Zweitgutachter die Annahme 
der Dissertation mit der Auflage an die Doktorandin oder an den Doktoranden ver-
binden, vor der Veröffentlichung Änderungs- und Ergänzungsvorschläge zu berück-
sichtigen. 2Die Änderungs- und Ergänzungsvorschläge müssen hinreichend bestimmt 
sein.  
 
(5) 1Bei erheblichen Beanstandungen kann sowohl die Erstgutachterin oder der Erst-
gutachter als auch die Zweitgutachterin oder der Zweitgutachter dem Promotions-
ausschuss empfehlen, die Dissertation der Doktorandin oder dem Doktoranden zur 
Umarbeitung innerhalb einer angemessenen Frist bis zu zwei Jahren zurückzuge-
ben, wenn auf Grund der bisherigen Leistung die Annahme der Dissertation nach 
deren Umarbeitung erwartet werden kann. 2Mit der Rückgabe der Dissertation zur 
Umarbeitung teilt die oder der Vorsitzende des Promotionsausschusses der Doktor-
andin oder dem Doktoranden die Mängel der Dissertation, die zur Rückgabe geführt 
haben, mit. 3Eine nochmalige Rückgabe der Dissertation zur Umarbeitung ist nicht 
möglich. 4Versäumt die Doktorandin oder der Doktorand aus Gründen, die sie oder er 
selbst zu vertreten hat, die Frist gemäß Satz 1, so gilt die Dissertation als abgelehnt. 
 
(6) 1Lehnen sowohl die Erstgutachterin oder der Erstgutachter als auch die Zweitgut-
achterin oder der Zweitgutachter die Dissertation ab, sind das Promotionsverhältnis 
und das Promotionsverfahren beendet. 2Die Ablehnung der Dissertation wird der 
Doktorandin oder dem Doktoranden durch einen mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
versehenen Bescheid mitgeteilt. 3Die Doktorandin oder der Doktorand kann sich ein 
zweites Mal mit einem anderen Thema um die Annahme als Doktorandin oder als 
Doktorand bewerben. 4Wird auch diese Dissertation abgelehnt, ist die Doktorprüfung 
endgültig nicht bestanden. 
 

§ 11 
Stellungnahmen zur Dissertation 

 
(1) 1Wird die Dissertation nicht sowohl von der Erstgutachterin oder dem Erstgutach-
ter als auch von der Zweitgutachterin oder dem Zweitgutachter abgelehnt, wird den 
nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 prüfungsberechtigten Mitgliedern der Sozialwis-
senschaftlichen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München Gelegenheit 
gegeben, die Dissertation und die Gutachten einzusehen. 2Dissertation und Gutach-
ten sind mindestens vierzehn Tage lang im Prüfungsamt auszulegen. 
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(2) 1Die zur Einsichtnahme Berechtigten werden spätestens eine Woche vor Beginn 
der Auslegung, in der vorlesungsfreien Zeit spätestens zwei Wochen vor Beginn der 
Auslegung unter Angabe der Doktorandin oder des Doktoranden, des Themas, der 
Erstgutachterin oder des Erstgutachters, der Zweitgutachterin oder des Zweitgutach-
ters und der Notenvorschläge über die bevorstehende Auslegung informiert; eine 
Information per E-Mail ist zulässig. 2Stellungnahmen müssen dem oder der Vorsit-
zenden des Promotionsausschusses spätestens fünf Tage nach Ende der Ausle-
gungsfrist zugegangen sein; später eingehende Stellungnahmen werden nicht be-
rücksichtigt (Ausschlussfrist!).  
 
(3) Für die Stellungnahmen gelten § 10 Abs. 1 bis 5 entsprechend. 
 

§ 12 
Drittgutachterin oder Drittgutachter und Gesamtnote der Dissertation  

 
(1) Eine Drittgutachterin oder ein Drittgutachter ist von der oder dem Vorsitzenden 
des Promotionsausschusses zu bestellen, wenn  
 
1. die Dissertation entweder durch die Erstgutachterin bzw. den Erstgutachter  

oder die Zweitgutachterin bzw. den Zweitgutachter abgelehnt wird, oder 
 
2. entweder die Erstgutachterin bzw. der Erstgutachter oder die Zweitgutachterin 

bzw. der Zweitgutachter eine Umarbeitung empfehlen bzw. empfiehlt. 
 
(2) 1Der Promotionsausschuss beschließt über die Ablehnung, Rückgabe zur Umar-
beitung oder Annahme sowie im letzteren Fall über die Benotung der Dissertation, 
wenn  
 
1. Abs. 1 einschlägig ist oder 
 
2. mindestens eine Stellungnahme nach § 11 abgegeben wird. 
 
2Der Beschluss nach Satz 1 wird nach Anhörung  
 
1. der Erstgutachterin oder des Erstgutachters,  
 
2. der Zweitgutachterin oder des Zweitgutachters, 
 
3. der Drittgutachterin oder des Drittgutachters und 
 
4. der Personen, die gemäß § 11 eine Stellungnahme abgegeben haben, 
 
getroffen.  
 
(3) 1Treffen weder Abs. 1 noch Abs. 2 zu, ergibt sich die Note der Dissertation aus 
dem nach zwei Stellen hinter dem Komma abgeschnittenen, ungerundeten arithmeti-
schen Mittel der Notenvorschläge der Gutachten. 2Die Gesamtnote der Dissertation 
lautet bei einem arithmetischen Mittel 
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bis 0,74 = summa cum laude = ausgezeichnet 
von 0,75 bis 1,50 = magna cum laude = sehr gut 
von 1,51 bis 2,50 = cum laude = gut 
von 2,51 bis 3,15 = rite = genügend 
 
(4) Ein Exemplar jeder eingereichten Fassung der Dissertation bleibt mit allen Gut-
achten bei den Akten des Prüfungsamts. 
 
(5) § 3 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 

§ 13 
Disputation 

 
(1) 1Nach Annahme der Dissertation bestellt die oder der Vorsitzende des Promoti-
onsausschusses eine Prüfungskommission. 2Der Prüfungskommission gehören die 
Erstgutachterin oder der Erstgutachter, die oder der zugleich Vorsitzende oder Vor-
sitzender der Prüfungskommission ist, und zwei weitere Prüferinnen und bzw. oder 
Prüfer an. 3Mindestens eine Prüferin oder ein Prüfer muss Vertreterin oder Vertreter 
eines anderen Fachs als desjenigen der Promotion sein. 
 
(2) Die Doktorandin oder der Doktorand wird zwei Wochen vor dem Termin der Dis-
putation geladen.  
 
(3) 1Die Disputation ist hochschulöffentlich und soll mindestens 60 Minuten und 
höchstens 120 Minuten dauern. 2Die Doktorandin oder der Doktorand hält ein 15-
minütiges Referat zu Thesen, die überwiegend ihre oder seine Dissertation betreffen. 
3Die anschließende Fachdiskussion geht vorwiegend auf Themen und Fragen ein, 
die sachlich oder methodisch mit der Dissertation zusammenhängen.  
 
(4) 1Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Disputation sind in einem 
von allen Mitgliedern der Prüfungskommission zu unterzeichnenden Protokoll festzu-
halten. 2Das Ergebnis ist der Doktorandin oder dem Doktoranden im Anschluss an 
die Disputation bekannt zu geben. 
 
(5) Eine nicht bestandene Disputation kann nur einmal und nur innerhalb eines Jah-
res nach dem ersten Versuch wiederholt werden. 
 
(6) 1§ 10 Abs. 3 gilt entsprechend. 2Können sich die Prüferinnen und bzw. oder Prü-
fer nicht auf eine einhellige Entscheidung über die Note einigen, ergibt sich die Note 
der Disputation aus dem nach zwei Stellen hinter dem Komma abgeschnittenen, un-
gerundeten arithmetischen Mittel der Notenvorschläge aller Prüferinnen und Prüfer. 
3Die Gesamtnote der Disputation lautet bei einem arithmetischen Mittel 

 
bis 0,74 = summa cum laude = ausgezeichnet 

von 0,75 bis 1,50 = magna cum laude = sehr gut 
von 1,51 bis 2,50 = cum laude = gut 
von 2,51 bis 3,15 = rite = genügend 
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(7) § 3 Abs. 5 gilt entsprechend.  
 

§ 14 
Prüfungsgesamtergebnis 

 
(1) Die Doktorprüfung ist bestanden, wenn die Dissertation angenommen und die 
Disputation bestanden wurde. 
 
(2) 1Die Endnote errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der Noten der Disser-
tation und der Disputation, wobei die Note der Dissertation doppelt gewichtet wird. 
2§ 13 Abs. 6 Satz 3 gilt entsprechend.  
 
(3) 1Über das Ergebnis der bestandenen Doktorprüfung erteilt die oder der Vorsit-
zende des Promotionsausschusses der Doktorandin oder dem Doktoranden einen 
Bescheid mit dem Hinweis, dass die Urkunde erst nach Veröffentlichung der Disser-
tation (§ 16) ausgehändigt wird, und sie oder er erst nach diesem Zeitpunkt zur Füh-
rung des Doktorgrades berechtigt ist. 2Ab der Aushändigung des Bescheides nach 
Satz 1, darf die Doktorandin oder der Doktorand die Bezeichnung „Dr. designatus 
(Dr. des.)“ führen.  
 

§ 15 
Nichtbestehen, Wiederholung 

 
(1) 1Wurde die Dissertation abgelehnt oder wird die Disputation nicht bestanden, ist 
die Doktorprüfung erstmals nicht bestanden. 2Die Doktorprüfung kann einmal wie-
derholt werden. 
 
(2) § 3 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 

IV. Abschluss des Promotionsverfahrens 
 

§ 16 
Veröffentlichung der Dissertation 

 
(1) 1Nach Bestehen der Doktorprüfung ist die Dissertation innerhalb eines Jahres in 
angemessener Weise der wissenschaftlichen Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 
2Der Promotionsausschuss kann in besonderen Fällen die Frist nach Satz 1 bis zu 
einer Gesamtdauer von drei Jahren verlängern, wenn ein begründeter Antrag der 
Doktorandin oder des Doktoranden vor Ablauf der Veröffentlichungsfrist eingeht. 
3Wird die Verpflichtung nach Satz 1 nicht innerhalb von drei Jahren nach der bestan-
denen Doktorprüfung erfüllt, erlöschen die durch die Doktorprüfung erworbenen 
Rechte. 
 
(2) 1Ist die Annahme der Dissertation mit Auflagen nach § 10 Abs. 4 verbunden, so 
ist vor der Drucklegung die geänderte Fassung der Erstgutachterin oder dem Erst-
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gutachter vorzulegen und von dieser oder diesem eine Bestätigung einzuholen, dass 
die Auflagen erfüllt sind. 2Andere Änderungen der Dissertation vor ihrem Druck sind 
ebenfalls nur mit Genehmigung der Erstgutachterin oder des Erstgutachters zulässig. 
 
(3) 1In angemessener Weise der wissenschaftlichen Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht ist eine Dissertation dann, wenn sie zum einen an der Ludwig-Maximilians-
Universität München gut zugänglich ist und zum anderen hinreichend der Fachöffent-
lichkeit zur Verfügung steht. 2Um eine Dissertation an der Ludwig-Maximilians-
Universität München gut zugänglich zu machen und bzw. oder zum Nachweis, dass 
die Dissertation hinreichend der Fachöffentlichkeit zur Verfügung steht, sind der Uni-
versitätsbibliothek unentgeltlich fünf gedruckte und gebundene Exemplare der Dis-
sertation zur Verfügung zu stellen. 3Darüber hinaus muss die Dissertation entweder  
 
1. in einer Zeitschrift,  
2. in einer Schriftenreihe, 
3. als Einzelveröffentlichung in einem gewerblichen Verlag mit einer durch den 

Verlag garantierten Mindestauflage von 150 Exemplaren oder 
4. in einer elektronischen Version 
 
publiziert werden. 4Die Versionen nach Satz 2 und nach Satz 3 müssen inhaltlich 
übereinstimmen. 5Die elektronische Version nach Satz 3 Nr. 4 ist auf den Server für 
Elektronische Dissertationen der Ludwig-Maximilians-Universität München hochzula-
den. 6Der Universitätsbibliothek ist das Recht einzuräumen, im Rahmen der gesetzli-
chen Aufgaben der Universitätsbibliothek weitere Vervielfältigungen der Dissertation 
herzustellen und zu verbreiten sowie die Dissertation in Datennetzen öffentlich zu-
gänglich zu machen. 7Die Universitätsbibliothek kann weitere, insbesondere techni-
sche Anforderungen sowohl an die Versionen nach Satz 2 als auch an diejenigen 
nach Satz 3 stellen. 8In besonderen Fällen kann der Promotionsausschuss andere 
als die in Satz 3 genannten Veröffentlichungsformen gestatten. 9Die Universitätsbib-
liothek prüft die Erfüllung der in Satz 2, in Satz 3 Nr. 4 und in den Sätzen 4 bis 8 ge-
nannten Anforderungen und erstellt hierüber eine Bescheinigung. 
 
(4) 1Abs. 1 bis 3 gelten auch für kumulative Dissertationen. 2Statt schon anderweitig 
veröffentlichte oder zur anderweitigen Veröffentlichung angenommene Teile zu wie-
derholen, ist in kumulativen Dissertationen auch die Angabe der entsprechenden 
Fundstellen ausreichend. 
 

§ 17 
Doktorurkunde und Führung des akademischen Grades 

 
(1) Als Datum der Promotion gilt der Tag der Disputation.  
 
(2) Die Urkunde wird von der oder dem Vorsitzenden des Promotionsausschusses, 
der Dekanin oder dem Dekan der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Ludwig-
Maximilians-Universität München und von der Präsidentin oder von dem Präsidenten 
der Ludwig-Maximilians-Universität München unterzeichnet. 
  
(3) 1Die Promotion wird unverzüglich nach Erfüllung der Anforderungen des § 16 
durch Aushändigung einer Doktorurkunde durch die Vorsitzende oder durch den 
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Vorsitzenden des Promotionsausschusses vollzogen. 2Erst nach diesem Zeitpunkt 
entsteht das Recht zur Führung des in § 1 Abs. 1 genannten akademischen Grades. 
3Die oder der Vorsitzende des Promotionsausschusses kann das vorläufige Recht, 
den in § 1 Abs. 1 genannten akademischen Grad zu führen, jedoch bereits dann er-
teilen, wenn  
 
1. § 16 Abs. 2 nicht einschlägig oder erfüllt ist,  
 
2. in den in § 16 Abs. 3 Satz 3 Nrn. 1 bis 3 genannten Fällen ein entsprechender 

Vertrag oder eine Bestätigung über die Erfüllung dieser Anforderungen vorliegt 
und 

 
3. alle Beteiligten versichern, dass die Anforderungen des § 16 innerhalb von ein-

einhalb Jahren erfüllt sein werden. 
 
4Wird die in Satz 3 Nr. 3 genannte Frist nicht eingehalten, erlischt das vorläufige 
Recht, den in § 1 Abs. 1 genannten akademischen Grad zu führen. 5In besonderen, 
nicht von der Doktorandin oder vom Doktoranden selbst zu vertretenden Fällen kann 
die Frist verlängert werden.  
 
(4) Doktorandinnen und Doktoranden, die mehrfach in unterschiedlichen Promotions-
fächern, die der Sozialwissenschaftlichen Fakultät zugeordnet sind, promovieren, 
erhalten zwar für jedes erfolgreich abgeschlossene Promotionsverfahren eine Ur-
kunde, dürfen den in § 1 Abs. 1 genannten akademischen Grad aber nur einmal füh-
ren. 
 

§ 18 
Ungültigkeit der Promotionsleistungen und Aberkennung des Doktorgrades  

 
(1) 1Ergibt sich vor der Aushändigung der Doktorurkunde, dass die Doktorandin oder 
der Doktorand im Promotionsverfahren getäuscht hat, so erklärt der Promotionsaus-
schuss alle bisher erworbenen Berechtigungen für ungültig und stellt das Promoti-
onsverfahren ein. 2Das Promotionsverhältnis endet.  
 
(2) 1Wird die Täuschung oder sonstige Rechtswidrigkeit erst nach Aushändigung der 
Doktorurkunde bekannt, so kann die Doktorprüfung durch den Promotionsausschuss 
nachträglich für nicht bestanden erklärt werden. 2Die Entziehung des Doktorgrades 
richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften. 3§ 3 Abs. 5 gilt entsprechend. 
 
(3) Im Falle des Nichtbestehens der Doktorprüfung gemäß Abs. 2 Satz 1 ist die Pro-
motionsurkunde einzuziehen. 
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V. Ehrenpromotion 
 

§ 19 
Ehrenpromotion  

 
(1) Die Sozialwissenschaftliche Fakultät kann für die Ludwig-Maximilians-Universität 
München für besondere Verdienste um die Wissenschaft den akademischen Grad 
eines „doctor rerum socialium honoris causa“ („Dr. rer. soc. h. c.“) gemäß § 1 Abs. 6 
verleihen. 
 
(2) 1Voraussetzung für die Verleihung des „Dr. soc. h. c.“ ist ein entsprechender An-
trag von zwei Professorinnen und bzw. oder Professoren sowie entsprechende Be-
schlüsse des Promotionsausschusses und des Fakultätsrats der Sozialwissenschaft-
lichen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München; bezüglich der Abstim-
mung gilt Art. 62 Abs. 1 BayHSchG entsprechend. 2Die Anträge und Beschlüsse über 
eine Ehrenpromotion müssen im Benehmen mit dem Präsidium der Ludwig-
Maximilians-Universität München getroffen werden. 
 
(3) Ist die Ehrenpromotion gemäß Abs. 2 beschlossen, so wird diese durch Aushän-
digung einer Urkunde, die von der oder dem Vorsitzenden des Promotionsausschus-
ses, von der Dekanin oder dem Dekan der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der 
Ludwig-Maximilians-Universität München  sowie von der Präsidentin oder dem Präsi-
denten der Ludwig-Maximilians-Universität unterzeichnet ist, vollzogen.  
 

VI. Verfahrensvorschriften 
 

§ 20 
Geltend- und Glaubhaftmachung nicht selbst zu vertretender Gründe 

 
1Nicht selbst zu vertretende Gründe müssen unverzüglich nach ihrem Auftreten beim 
Prüfungsamt schriftlich geltend und glaubhaft gemacht werden. 2Bei Krankheit muss 
ein ärztliches Attest vorgelegt werden; die Vorlage einer Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigung genügt nicht. 3Das Prüfungsamt kann im Einzelfall oder allgemein die Vorlage 
eines amtsärztlichen Attestes oder eines Attestes einer oder eines vom Prüfungsamt 
bestimmten Ärztin oder Arztes verlangen. 4Wird der Grund anerkannt, so wird ein 
neuer Termin anberaumt. 5Bei teilbaren Prüfungen sind bereits vorliegende Prü-
fungsergebnisse anzurechnen.  
 

§ 21 
Anrechnung von Kompetenzen 

 
(1) 1Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die in einem anderen Studien-
gang an der Ludwig-Maximilians-Universität München oder in Studiengängen an an-
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deren staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen in der Bundesrepublik 
Deutschland, durch die erfolgreiche Teilnahme an einer Fernstudieneinheit im Rah-
men eines Studiengangs an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule 
in der Bundesrepublik Deutschland oder in Studiengängen an ausländischen Hoch-
schulen erbracht worden sind, sind anzurechnen, außer es bestehen wesentliche 
Unterschiede hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen (Lernergebnisse). 2Gleiches 
gilt für Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen, die an einer staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschule in Bayern im Rahmen von sonstigen Studien nach 
Art. 56 Abs. 6 Nrn. 1 und 2 BayHSchG, in speziellen Studienangeboten nach Art. 47 
Abs. 3 Satz 1 BayHSchG oder an der Virtuellen Hochschule Bayern erbracht worden 
sind. 
 
(2) 1Kompetenzen, die im Rahmen sonstiger weiterbildender Studien nach Art. 56 
Abs. 6 Nr. 3 BayHSchG oder außerhalb des Hochschulbereichs erworben wurden, 
können angerechnet werden, wenn sie gleichwertig sind. 2Außerhalb des Hochschul-
bereichs erworbene Kompetenzen dürfen höchstens die Hälfte der nachzuweisenden 
Kompetenzen ersetzen. 
 
(3) 1Werden Studien- oder Prüfungsleistungen angerechnet, sind die Noten – soweit 
die Notensysteme übereinstimmen – zu übernehmen und nach Maßgabe dieser 
Promotionsordnung in die Berechnung der Noten einzubeziehen. 2Die übernomme-
nen Noten werden gekennzeichnet und die Tatsache der Übernahme vermerkt. 
3Stimmen die Notensysteme nicht überein, wird durch die Vorsitzende oder durch 
den Vorsitzenden des Promotionsausschusses für die angerechnete Studien- und 
Prüfungsleistung unter Zugrundelegung der Bewertungsstufen nach § 10 Abs. 3 eine 
Note festgesetzt und nach den Sätzen 1 und 2 verfahren. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten 
für die Zuordnung von ECTS-Punkten entsprechend. 
 
(4) 1Die für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen sind von den Doktorandinnen 
und Doktoranden spätestens am Ende des ersten Semesters nach Beginn des Pro-
motionsverhältnisses beim Promotionsausschuss einzureichen, sofern Studienzeiten 
und Studien- oder Prüfungsleistungen angerechnet werden sollen, die bereits vor 
Beginn des Promotionsverhältnisses erbracht wurden. 2Für die Anrechnung von Stu-
dienzeiten und Studien- und Prüfungsleistungen, die nach Beginn des Promotions-
verhältnisses erbracht werden, sind die Unterlagen im jeweils auf den Erwerb folgen-
den Semester einzureichen. 3Der Nachweis von anzurechnenden Studienzeiten wird 
im Regelfall durch Vorlage des Studienbuchs der Hochschule, an der die Studienzeit 
zurückgelegt wurde, erbracht. 4Für die Anrechnung von Studien- und Prüfungsleis-
tungen ist eine Bescheinigung derjenigen Hochschule, an der die Studien- und Prü-
fungsleistungen erbracht wurden, vorzulegen, aus der sich ergeben muss, 
 
1. welche Einzelprüfungen (mündlich und/oder schriftlich) in welchen Prüfungsfä-

chern im Rahmen der Gesamtprüfung abzulegen waren, 
 
2. welche Prüfungen tatsächlich abgelegt wurden, 
 
3. die Bewertung der Studien- und Prüfungsleistungen sowie ggf. die Fachnote, 
 
4. das der Bewertung zu Grunde liegende Notensystem, 
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5. bei Studiengängen mit Leistungspunktesystemen die für die einzelnen Lehrver-
anstaltungen, in denen die anzurechnenden Studien- und Prüfungsleistungen 
erbracht wurden, vergebenen Leistungspunkte sowie die Anzahl der Leistungs-
punkte, welche für einen erfolgreichen Abschluss des Studiengangs erforderlich 
ist, 

 
6. der Umfang der einzelnen Lehrveranstaltungen, in denen die anzurechnenden 

Studien- und Prüfungsleistungen erbracht wurden, in Semesterwochenstunden 
und 

 
7. ob eine Gesamtprüfung auf Grund der vorliegenden Ergebnisse nicht bestan-

den ist oder auf Grund anderer Umstände als nicht bestanden gilt. 
 
5Für die Anrechnung außerhalb des Hochschulbereichs erworbener Kompetenzen 
sind geeignete Nachweise (Zeugnisse, Zertifikate, Dokumentationen etc.) vorzule-
gen. 
 
(5) Bei Zeugnissen und Unterlagen, die nicht in deutscher Sprache ausgestellt sind, 
kann die Vorlage einer beglaubigten deutschen Übersetzung verlangt werden. 
 
(6) Über die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen ent-
scheidet der Promotionsausschuss, in Zweifelsfällen nach Anhörung der zuständigen 
Fachvertreterin oder des zuständigen Fachvertreters. 
 

§ 22 
Schutzbestimmungen nach dem Mutterschutzgesetz,  

nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz  
sowie nach dem Pflegezeitgesetz 

 
(1) Die Inanspruchnahme der Schutzbestimmungen entsprechend den §§ 3, 4, 6 und 
8 des Gesetzes zum Schutz der erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz – 
MuSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl I S. 2318) 
in der jeweils geltenden Fassung, entsprechend den Fristen des Gesetzes zum El-
terngeld und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz – BEEG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBl I S. 33) in der jeweils 
geltenden Fassung über die Elternzeit sowie für die Pflege eines nahen Angehörigen 
im Sinn von § 7 Abs. 3 des Gesetzes über die Pflegezeit (Pflegezeitgesetz – Pfle-
geZG) vom 28. Mai 2008 (BGBl I S. 874, 896) in der jeweils geltenden Fassung, der 
pflegebedürftig im Sinn der §§ 14, 15 des Elften Buches des Sozialgesetzbuches 
(SGB XI) vom 26. Mai 1994 (BGBl I S. 1014, 1015) in der jeweils geltenden Fassung 
ist, wird ermöglicht. 
 
(2) 1Der Promotionsausschuss legt fest, welche Lehrveranstaltungen für schwangere 
oder stillende Doktorandinnen mit überdurchschnittlichen Gefahren verbunden sind 
und verbindet dies mit einer entsprechenden Warnung. 2Der Promotionsausschuss 
untersagt die Teilnahme schwangerer oder stillender Doktorandinnen an Lehrveran-
staltungen, die mit erheblich über dem Durchschnitt liegenden Gefahren für Mutter 
und bzw. oder Kind verbunden sind. 3Der Promotionsausschuss legt fest, ob und wie 
schwangere oder stillende Doktorandinnen die Kenntnisse und Fähigkeiten, die in 
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Lehrveranstaltungen vermittelt werden, an denen sie nicht teilnehmen dürfen, an-
derweitig erwerben können. 4Ein Rechtsanspruch auf die Zurverfügungstellung eines 
besonderen Lehrangebots für schwangere oder stillende Doktorandinnen besteht 
nicht. 5Die Lehrveranstaltungen, Warnungen und Untersagungen nach den Sätzen 1 
und 2 sowie die Möglichkeit eines anderweitigen Erwerbs der Kenntnisse und Fähig-
keiten nach Satz 3 werden durch das Prüfungsamt ortsüblich bekannt gegeben; eine 
Bekanntgabe durch das Prüfungsamt ausschließlich im Internet ist ausreichend. 
 

§ 23 
Nachteilsausgleich 

 
(1) 1Schwerbehinderten Menschen und Gleichgestellten (§ 2 Abs. 2 und 3 des Sozi-
algesetzbuches – Neuntes Buch – SGB IX in der jeweils geltenden Fassung) soll auf 
Antrag durch den Prüfungsausschuss nach der Schwere der nachgewiesenen Prü-
fungsbehinderung eine Verlängerung der Prüfungsdauer bis zu einem Viertel der 
normalen Prüfungsdauer gewährt werden. 2In Fällen besonders weitgehender Prü-
fungsbehinderung kann auf Antrag die Prüfungsdauer bis zur Hälfte der normalen 
Prüfungsdauer verlängert werden. 3Neben oder an Stelle einer Verlängerung der 
Prüfungsdauer kann ein anderer angemessener Ausgleich gewährt werden. 
 
(2) 1Anderen Prüflingen, die wegen einer festgestellten, nicht nur vorübergehenden 
körperlichen Behinderung oder chronischen Erkrankung bei der Fertigung der Mo-
dulprüfungen oder Modulteilprüfungen erheblich beeinträchtigt sind, kann nach Maß-
gabe des Abs. 1 ein Nachteilsausgleich gewährt werden. 2Bei vorübergehenden Be-
hinderungen können sonstige angemessene Maßnahmen getroffen werden. 
 
(3) 1Anträge auf Nachteilsausgleich sind spätestens bei der Anmeldung zu einer Mo-
dulprüfung oder Modulteilprüfung oder spätestens einen Monat vor der jeweiligen 
Modulprüfung oder Modulteilprüfung zu stellen. 2Die Behinderung ist glaubhaft zu 
machen. 3Der Promotionsausschuss kann fordern, dass die Glaubhaftmachung 
durch ein ärztliches Attest erfolgt. 4§ 20 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 
 

§ 24 
Einsicht in die Prüfungsakten, Aufbewahrungsfristen 

 
1Innerhalb eines durch das Prüfungsamt ortsüblich bekannt gegebenen Zeitraums 
nach Abschluss der Doktorprüfung wird der Doktorandin oder dem Doktoranden 
beim Prüfungsamt auf Antrag in angemessener Frist Einsicht in dieselbe, die darauf 
bezogenen Gutachten und Protokolle gewährt; eine Bekanntgabe des Zeitraums 
durch das Prüfungsamt ausschließlich im Internet ist ausreichend. 2Das Prüfungsamt 
kann bekannt geben, dass die Einsichtnahme nach Satz 1 abweichend von Satz 1 an 
anderer Stelle in der Ludwig-Maximilians-Universität München erfolgt; eine Bekannt-
gabe der anderen Stelle durch das Prüfungsamt ausschließlich im Internet ist ausrei-
chend. 3Die vollständigen Prüfungsakten werden mindestens fünf Jahre aufbewahrt. 
4Die Grundakte, die insbesondere eine Abschrift der Doktorurkunde enthält, wird un-
begrenzte Zeit aufbewahrt. 5Die Aufbewahrung kann in elektronischer Form erfolgen. 
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VII. Schlussbestimmungen 
 

§ 25 
Inkrafttreten und Übergangsvorschriften 

 
(1) Diese Promotionsordnung tritt am 1. April 2016 in Kraft. 
 
(2) Doktorandinnen und Doktoranden, die nach Vorlage einer Dissertation nach der 
Promotionsordnung der Ludwig-Maximilians-Universität München für die Grade des 
Dr. phil. und Dr. rer. pol. vom 1. März 2005, zuletzt geändert durch Satzung vom 
13. August 2012, bereits zur Promotion zugelassen wurden, schließen ihr Promoti-
onsverfahren nach der Promotionsordnung der Ludwig-Maximilians-Universität Mün-
chen für die Grade des Dr. phil. und Dr. rer. pol. vom 1. März 2005 in der jeweils gel-
tenden Fassung ab.  
 
(3) 1Bis zum 31. März 2017 (Ausschlussfrist!) können Doktorandinnen und Doktoran-
den, deren Dissertationsthema aus einem Fach stammt, das der Sozialwissenschaft-
lichen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München zugeordnet ist, erklären, 
am 1. April 2016 auf der Grundlage der Promotionsordnung der Ludwig-Maximilians-
Universität München für die Grade des Dr. phil. und Dr. rer. pol. vom 1. März 2005 in 
der jeweils geltenden Fassung bereits an einer Dissertation zu arbeiten oder gearbei-
tet zu haben und ihr Promotionsverfahren auf der Grundlage der Promotionsordnung 
der Ludwig-Maximilians-Universität München für die Grade des Dr. phil. und Dr. rer. 
pol. vom 1. März 2005 in der jeweils geltenden Fassung abschließen zu wollen. 2Die 
Erklärung nach Satz 1 ist unwiderruflich. 
 
(4) 1Bis zum 31. März 2017 (Ausschlussfrist!) können Doktorandinnen und Doktoran-
den deren Dissertationsthema aus einem Fach stammt, das der Sozialwissenschaft-
lichen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität München zugeordnet ist, erklären, 
am 1. April 2016 auf der Grundlage der Promotionsordnung der Ludwig-Maximilians-
Universität München für die Grade des Dr. phil. und Dr. rer. pol. vom 1. März 2005 in 
der jeweils geltenden Fassung bereits an einer Dissertation zu arbeiten oder gearbei-
tet zu haben und ihr Promotionsverfahren auf der Grundlage der Promotionsordnung 
der Ludwig-Maximilians-Universität München für die Sozialwissenschaftliche Fakultät 
(2016) vom 18. März 2016 abschließen zu wollen. 2Dabei ist der Zeitpunkt anzuge-
ben, seit dem die Doktorandinnen und Doktoranden bereits an der Dissertation arbei-
ten. 3Die Erklärungen nach den Sätzen 1 und 2 sind unwiderruflich. 4Bestehen hin-
reichende Anhaltspunkte dafür, dass Doktorandinnen oder Doktoranden bereits län-
ger als nach den Sätzen 1 und  2 erklärt an ihren Dissertationen arbeiten, gilt das 
Promotionsverhältnis bei der Fortsetzung des Promotionsverfahrens auf der Grund-
lage der Promotionsordnung der Ludwig-Maximilians-Universität München für die 
Sozialwissenschaftliche Fakultät (2016) vom 18. März 2016 als entsprechend früher 
begonnen; Betreuungszusagen und bzw. oder Betreuungsvereinbarungen gelten als 
entsprechend früher erteilt oder bzw. und getroffen. 5Die Fristen sind entsprechend 
zu berechnen. 
 
(5) Wird weder eine Erklärung nach Abs. 3 noch nach Abs. 4 abgegeben, gilt Abs. 1. 
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(6) Nach dem 1. April 2016 (Ausschlussfrist!) können auf der Grundlage der Promo-
tionsordnung der Ludwig-Maximilians-Universität München für die Grade des Dr. phil. 
und Dr. rer. pol. vom 1. März 2005, zuletzt geändert durch Satzung vom 13. August 
2012, keine Promotionsverfahren, deren Dissertationsthema aus einem Fach 
stammt, das der Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Ludwig-Maximilians-
Universität München zugeordnet ist, mehr begonnen werden. 
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Anhang 1 
 
 
 
I. Ein gemeinsam mit einer ausländischen Universität/Fakultät durchgeführtes 

Promotionsverfahren setzt voraus, dass 
 

1. mit der ausländischen Universität/Fakultät eine Vereinbarung über die 
grenzüberschreitende Betreuung (co-tutelle) der Promotion abgeschlos-
sen wird, 

 
2. die Voraussetzungen für die Annahme als Doktorandin oder als Dokto-

rand, eine Betreuungszusage oder Betreuungsvereinbarung und die Zu-
gangsvoraussetzungen sowohl an der ausländischen Universität/Fakultät 
als auch nach Maßgabe der §§ 3 bis 5 dieser Promotionsordnung an der 
Ludwig-Maximilians-Universität München vorliegen und 

 
3. die Doktorandin oder der Doktorand sich verpflichtet, jeweils nur einen 

Doktorgrad, entweder den der ausländischen Universität/Fakultät oder 
denjenigen der Ludwig-Maximilians-Universität München, nicht aber beide 
gemeinsam, zu führen. 

 
II. 1Die Vereinbarung wird von der oder dem Vorsitzenden des Promotionsaus-

schusses mit der ausländischen Universität/Fakultät getroffen. 2Sie ist sowohl 
von der Erstgutachterin oder dem Erstgutachter, der oder dem Vorsitzenden 
des Promotionsausschusses und der Präsidentin oder dem Präsidenten bzw. 
der Rektorin oder dem Rektor der ausländischen Universität als auch von der 
Erstgutachterin oder dem Erstgutachter, der oder dem Vorsitzenden des Pro-
motionsausschusses, der Dekanin oder dem Dekan der Sozialwissenschaftli-
chen Fakultät und der Präsidentin oder dem Präsidenten der Ludwig-
Maximilians-Universität München zu unterschreiben. 

 
III. 1Nach der Durchführung eines gemeinsamen Promotionsverfahrens erhält die 

Doktorandin oder der Doktorand den Doktorgrad der ausländischen Universi-
tät/Fakultät und den Grad einer Doktorin oder eines Doktors der Sozialwissen-
schaft („doctor rerum socialium“ = „Dr.in rer. soc.“ oder „Dr. rer. soc.“) der Lud-
wig-Maximilians-Universität München. 2Die Doktorandin oder der Doktorand er-
hält darüber hinaus einen Bescheid, der die gemeinsame Betreuung bestätigt 
und auf die Verpflichtung nach Nr. I. 3. hinweist. 
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Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senats der Ludwig-Maximilians-Universität 
München vom 4. Februar 2016 sowie der Genehmigung des Präsidenten der Ludwig-
Maximilians-Universität München vom 18. März 2016, Nr. I.3-456.15:1. 
 
 
 
München, den 18. März 2016 
 
 
 
gez. 
 
 
Prof. Dr. Bernd Huber 
Präsident 
 
 
Die Satzung wurde am 18. März 2016 in der Ludwig-Maximilians-Universität München 
niedergelegt, die Niederlegung wurde am 18. März 2016 durch Anschlag in der Ludwig-
Maximilians-Universität München bekannt gegeben. Tag der Bekanntmachung ist 
daher der 18. März 2016. 
 


